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Es sind nicht die spektakulären Enthüllungen allein, die eine Demokratie erschüttern. Es ist
die Frage, wie ihre Institutionen damit umgehen. Der Name eines französischen Diplomaten
in den amerikanischen „Epstein Files“ mag auf den ersten Blick wie eine weitere Randnotiz in
einem globalen Skandal erscheinen. Doch für die französische Außenpolitik ist es mehr: ein
Stresstest für Glaubwürdigkeit, Selbstkontrolle und politische Kultur.

Dass Außenminister Jean-Noël Barrot umgehend die Justiz eingeschaltet hat, zeugt von einem
Bewusstsein für die Tragweite. In Zeiten wachsender Skepsis gegenüber politischen Eliten
wäre Zögern fatal gewesen. Der Staat muss sichtbar handeln – nicht erst, wenn Schuld
erwiesen ist, sondern wenn der Verdacht geeignet ist, Vertrauen zu unterminieren.

Die Hypothek der Nähe
Der Fall wirft ein grelles Licht auf ein strukturelles Problem moderner Eliten: die Nähe zu
Macht und Geld. Jeffrey Epstein war kein klassischer Strippenzieher im Verborgenen. Er
inszenierte sich als Förderer, als Netzwerker, als Brückenbauer zwischen Politik, Wissenschaft
und Wirtschaft. Gerade diese Rolle machte ihn attraktiv für Entscheidungsträger.

Die Frage lautet nicht nur, ob ein einzelner Diplomat gegen dienstliche oder gar
strafrechtliche Normen verstoßen hat. Die Frage lautet vielmehr: Warum war es über Jahre
hinweg möglich, dass ein verurteilter Sexualstraftäter Zugang zu höchsten politischen und
diplomatischen Kreisen behielt?

In internationalen Metropolen, in denen sich Diplomaten, Unternehmer und Intellektuelle in
denselben Salons begegnen, verschwimmen die Grenzen zwischen beruflicher Kontaktpflege
und persönlicher Nähe. Wer Einfluss ausübt, bewegt sich selten in klar abgegrenzten
Sphären. Das macht die Sache heikel.

Zwischen Unschuldsvermutung und politischer
Verantwortung
Es ist eine rechtsstaatliche Selbstverständlichkeit, dass die bloße Erwähnung eines Namens
in Gerichtsakten keine Schuld begründet. Die „Epstein Files“ enthalten Tausende von
Kontakten. Nicht jede E-Mail ist ein Indiz für ein Delikt.
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Gerade deshalb ist Nüchternheit geboten. Die Versuchung zur moralischen Vorverurteilung
ist groß, zumal der Fall Epstein zu Recht starke Emotionen weckt. Doch ein Rechtsstaat darf
sich nicht von Empörung leiten lassen. Er muss unterscheiden zwischen belegter Tat und
bloßer Assoziation.

Gleichzeitig endet politische Verantwortung nicht erst mit einer strafrechtlichen Verurteilung.
Diplomaten verkörpern den Staat. Sie handeln im Namen der Republik. Ihr Verhalten – auch
außerhalb klar justiziabler Grenzen – kann politische Konsequenzen haben. Integrität ist in
diesem Beruf kein schmückendes Beiwerk, sondern Voraussetzung.

Der Ruf einer Institution
Der Quai d’Orsay ist mehr als ein Ministerium. Er ist eine Traditionsinstitution, ein Symbol
französischer Staatlichkeit. Frankreich versteht sich als globale Mittelmacht, als ständiges
Mitglied im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen, als gestaltende Kraft in Europa und Afrika.
Diese Rolle lebt von Autorität und Verlässlichkeit.

Ein Integritätsskandal im diplomatischen Dienst beschädigt daher nicht nur einzelne
Biografien, sondern berührt den Kern außenpolitischer Glaubwürdigkeit. Partnerstaaten
müssen darauf vertrauen können, dass sensible Informationen geschützt und politische
Prozesse frei von unzulässiger Einflussnahme bleiben.

Dass der betroffene Diplomat suspendiert und eine interne Untersuchung eingeleitet wurde,
ist insofern folgerichtig. Transparenz ist in solchen Fällen kein Luxus, sondern Notwendigkeit.
Wer Mauern hochzieht, nährt den Verdacht.

Ein Lehrstück für demokratische Systeme
Über Frankreich hinaus offenbart die Affäre eine grundsätzliche Schwäche offener
Gesellschaften. Demokratische Systeme leben von Austausch, von Vernetzung, von
internationalen Kontakten. Doch genau diese Offenheit schafft Angriffsflächen.

Finanzstarke Akteure mit zweifelhafter Agenda können über Einladungen, Stiftungen oder
scheinbar unverfängliche Projekte Nähe erzeugen. In solchen Konstellationen wirken formale
Sicherheitsmechanismen oft stumpf, weil die Interaktion informell verläuft.
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Die Lehre daraus kann nicht Abschottung heißen. Diplomatie ohne Begegnung ist undenkbar.
Aber sie verlangt geschärfte Sensibilität – und klare Regeln für Transparenz und
Dokumentation. Wer öffentliche Verantwortung trägt, muss sich der politischen Sprengkraft
privater Kontakte bewusst sein.

Die Bewährungsprobe steht noch aus
Noch ist unklar, ob die Ermittlungen strafrechtliche Konsequenzen nach sich ziehen werden.
Vielleicht wird sich am Ende herausstellen, dass die Kontakte unklug, aber nicht illegal waren.
Vielleicht auch nicht.

Entscheidend ist, dass die Aufklärung unabhängig und gründlich erfolgt. Der Staat darf weder
vorschnell verurteilen noch aus falsch verstandener Loyalität schützen. Gerade in einer Zeit,
in der populistische Kräfte gern von „abgehobenen Eliten“ sprechen, ist Transparenz die
wirksamste Verteidigung.

Der Fall ist damit mehr als eine Episode im langen Nachhall des Epstein-Skandals. Er ist ein
Spiegel für den Zustand politischer Kultur. Demokratische Institutionen zeichnen sich nicht
dadurch aus, dass sie frei von Fehlverhalten sind. Sie zeichnen sich dadurch aus, dass sie
fähig sind, es offenzulegen und zu sanktionieren.

Für die französische Diplomatie ist dies eine Bewährungsprobe. Nicht der Skandal selbst
entscheidet über ihre Zukunft, sondern der Umgang mit ihm.

Von Andreas Brucker


